
Ausfeftigung

Geschäftsnummer:
't0 0,t{5/10 KfH

Landgericht Ulm (Donau)
- 1. Kammer für Handelssachen -

lm Namen des Volkes

Urteil

in der Rechtssache

DOM Sicherheitstechnik GmbH & Co.KG
vedrcten durch d. persönlich haftende Gesellschafterin SECU Beteiligungs GmbH,
diese vertreten durch den Geschäftsführcr Hermann Röser
Wesslinger Süaße 10-16, 50321 Brühl

- Klägerin -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte bock legal, Reuterweg 5'1-53, 60323 Frankiurt am lvlain
(1220t098O21)

gegen

Murat Cifci
handelnd im geschäftlichen Verkehr unter der Bezeichnung "RAPID Schuh & Schlüsselservice",
Deutschhausgasse 7, 89073 Ulm

- Beklagter -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Krieger, lvles u. Koll., Georg-Glock-Straße 3, 40474 Düsseldorf
(711t10)

weoen unlauteren Wettbewgrbs.

Landgenchl u m, Olgaskaße 106, 89073 Ulm, Geschäftsstelle der Kammeriür Handelssachen
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Die 1. Kammer für Handelssachen des Landgerichts Ulm (Donau) hat auf die münd-

liche Verhandlung vom 11. Januar 20'1 'l unter Mitwirkung von

Vorsitzendem Richter am Landgericht Helferich
- als VorsiEender -

Handelsrichter Braun
Handelsrichter Mauß
- als beisiEende Richter -
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für Recht erkannt:

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Klägerin trägt die Kosten des Rechtssireits.

3. Das Urteil ist für den Beklagten gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 115 o/"

des jeweils zu vollstreckenden Betragds Vorläufig vollstreckbar.

Streitwert: 50.000,00EUR

Verkilndet am:
11. Februar 2011

gez. Brisske, Justizangestellie
stv. Uftundsbeamtin def Geschäitsslelle
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Tatbestand

Die Klägerin verlangt vom Beklagten, es zu unterlassen, Kopien von Schlüsseln einer

von ihr stammenden Schließanlage, insbesondere des Schließanlagensystems DOl,4

RS Sigma, füf die eine Sicherungskarte ausgestellt worden ist, zu verkaufen, ohne

sich zuvor die zur Schließanlage gehöfenden Sicherungskarten vorlegen zu lassen.

Die Klägerin vertreibt seit langem Schließsysteme unterschiedlichster Art, die vom

praktischen Schließzylinder für das Einfamilienhaus bis zuf elektronischen

Zutrittsicherung in Großprojekten reichen.

Die Klägerin vertreibt 6 sog. Neu-Schließanlagensysterne und 12 sog. Alt-Schließ-

anlagensysteme. Zu ihrer Produkipa ette gehört auch das seit 2008 vertriebene

Schließanlagensysteme DOM RS Sigma. Djeses System kann als sog. Zentral-

Hauptschlüsselanlage oder als sog. GeneralHausschlüsselanlage eingesetzt werden.

Jede Schljeßanlage der Klägerin verfügt über eine indjviduell registrierte Num-

merierung, die in die Reide (= Griff) der einzelnen zur Schließanlage, d.h. eines aus

mehreren Schließzylindern bestehenden Schließsystems, die in funktionalem Bezug

zueinander stehen, gehörenden Schlüssel eingeprägt und auch an den Zylindern der

Schließanlage eingebrachi ist.

Anhand der Schlüsselnummer kann im Schließplan die genaue Funktion des

Schlüssels festgestellt werden, mithin welche Schließzylinder im Einzelnen damit ge-

öffnet werden können.

Für die Schließanlagen bzw. codierten Einzelschließungen gibt die Klägerin sog.

Sicherungskarten aus, die in ihrer Beschaffenheit und Aussehen einer Krediikarte

ähneln und auf deren rückseitigen lvlagnetstfeifen die relevanten Daten zur Schließan-

lage in elektronischer Form als Datensatz hinterlegt sind. Auf der Vorderceite sind zu-

dem Angaben zur jeweil igen Schließanlage in erhobener Prägung e;ngestanzt.
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Durch diese Sicherungskarie soll sichergestellt werden, dass Ersatzschlüssel allein

vom Eigentümer der jeweil igen Schließanlage, nicht abef von unberechtigten Perso-

nen, bezogen werden. Die entsprechenden Sicherungskarten sind entweder im Besitz

der Eigentümer der Schließanlagen oder von Schlüsseldiensten, die mit der Klägerin in

Vertragsbeziehung stehen-

Bestellungen von Nachschlüsseln/Ersatzschlüsseln sind bei der Klägerin manuell und

elektronisch möglich. Beim manuellen Bestellvorgang druckt der Fachhändler mit Hilfe

eines sog. lmprintef die hochgeprägten Daten der Sicherungskarte auf die Bestell-

kade. Im lmprinter ist die Kundennummer des Fachhändlefs bei der Klägerin auf einer

l\ i letallplatte eingelegt. Auf dem Bestellformular wird somit die Kundennummer des

Fachhändlers bei der Klägerin sowie die Daten der Sicherungskarte gedruckt.

Der Fachhändler vervollständigt die Bestellung mit den weiteren Daten wie Schlüssel-

nummer, Schlüsselanzahi, Zylindertyp usw.. Die Bestellung wird sodann per Post an

die Klägerin geschickt. Dort werden die Daten zusammengeführt und geprüft. Der

Schlüssel wird dann bei der Klägerin hergestellt.

Beim elektronjschen Bestellvofgang wählt sich der Fachhändler in die geschützte Seite

des DO[4 eNET und wählt den Bestellvorgang. Bevor die Daten der Bestellung einge-

geben werden können, muss der l\4agnetstreifen der Sicherungskarte mit Hire eines

angeschlossenen Kartenlesers ausgelesen werden. Die elektronischen Daten der

Sicherungskarte werden in das Bestellformulaf übernommen und können nicht über-

schrieben werden. Der Fachhändler vervollsiändigt die Bestellung mit den weiieren

Daten wie Schlüsselnummer, Schlüsselanzahl, Zylindertyp usw.. Die Bestellung wird

sodann elektfonisch an die Klägerin übermittelt- Bei der Auftragserfassung werden

die Daten bei der Klägerin in gleicher Weise wie beim manuellen Bestellvorgang zu-

sammengeführt und geprüft. Auch bei der elektronischen Bestellung werden die Nach-

schlüssel direkt von der Klägerin hergestel

Nachbestellungen von Schlüsseln über die Klägedn sind nur möglich, wenn der je-

weil ige Schlüsseldienst über eine Kundennummer verfügt, also mit der Klägerin in ver-

traglicher Beziehung steht. Es gibt Schlüsseldienste, die in besonderen Profi lseden
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befähigt sind, Schließanlagen hezusiellen. In diesen Fällen werden die Nachschlüssel

vom Schlüsseldienst direkt gefertigt.

Der Beklagte betreibt unter def Bezeichnung ,,RAPlD Schuh & Schlüsselservice" bzw.

,,|\,4urat Cifci RAPID Schlüsseldienst" einen Schlüsseldienst. Er verfügt über einen

Profjlfräsautomaten der Firma Easy Entde Bosch. Mit diesem Proiilfräsautomaten

können Nachschlüssel ohne direkte Beteil igung der Klägerin hergestellt werden. Das

ist nur möglich bei Schließanlagensysterne, die konventionell hergestellt sind. Davon

betroffen ist von den sog. ,,Neu-Schließaniagensystemen" der Klägerin ausschließlich

das Schließanlagensystem DOIVI RS Sigrna. Von den sog. ,Aft-Schließanlagen-

systemen" sind ca. 3 - 4 Systeme betroffen.

Am 21.04.2A10 erwarb ein von def Klägerin beauftragter Ermittler beim Beklagten

einen Nachschlüssel zu einem Schlüssel einef General-HauptschlÜsselanlage des

Systems DOM RS Sigma zu einern Preis von EUR 24,90. Der Beklagte l ieß sich be m

Verkauf des geiorderten und nachgemachten Schlüssels keine Sicherungskarte vor-

legen.

Die Klägerin nahm dies zum Anlass, den Beklagten mit Anwaltsschreiben vorn

06.1O.2OlO unter Frisisetzung bis zum 13.10.2010 abzunrahnen (vgl. K 15, Bl l4A-147

d.A.). lvl it Anwaltsschreiben vom '13.'10.2010 verweigerte der Beklagte die Abgabe

einef sirafbewehrten Unteriassungsefklärung (vgl. K 16, Bl. 148-152 d.A.).

Die Klägerin trägt vor:

l. Unterlassungsanspruch:

Der Beklagte habe gegen SS 3, 4 Nr. 10 UWG

liche Verkehrspflicht (S 3 UWG) verstoßen.

Ein Miibewerberverhältnis liege vor. Der Beklagte

lage der Sicherungskarie auch unlauter gehandelt.

sowie gegen eine wettbewerbsr;cht-

habe durch den Verkauf ohne Vor-



1. Das Verhalten des Beklagten verstoße gegen S 4 Nr. '10 UWG. Danach handle

unlauter, wer die wettbewerbliche Entfaltungsmöglichkeit eines lvlitbewerbers ge-

zielt behindere. Eine solche Behinderung sei hier unter Berücksichtigung aller

Umstände gegeben.

Zwar sei die Herstellung und der Ve*auf von Nachschlüsseln mangels eines

Sonderrechtsschutzes grundsätzlich nicht unlauter. Es lägen aber besondere

Umsiände vor, die bei einer Gesamtbetrachtung die Unlauterkeit begründeten.

(1) Der Beklagte habe durch die Nachfertigung des Schlüssels und den

Verkaui des Schlüssels ohne Vorlage der Sicherungskarte die von ihr

stammende Hauptware - die Schließanlage - entwertet. Der Vezicht

auf die Vorlage der Sicherungskarte habe zur Folge, dass jeder

rechtmäßige Nutzer der Schließanlage nicht mehr sicher sein könne,

dass nur er selber über Schlüssel zu seinen eigenen Räumen ver-

füge. Dies stelle eine schwere Beeinträchtigung der schutzwürdigen

Sicherheitsinteressen der berechtigten Nutzer dar.

Auch die lnteressen der Eigentümer der jeweil igen Schließanlagen,

die sich für ein lvlehr an Sicherheit entschieden haben, würden

massiv beeinträchtigt. Deren Veftrauen in die gewünschte Sicherheit

sei erheblich betroffen, wenn einzelne vera nt\ /oriu ng slose Schlüssel-

dienste aus rein wirtschaftlichen Gründen vor Nachfertigung von An-

lagenschlüsseln auf die Vorlage der vom Hersteller ausgegebenen

Sicherungskarte verzichteten. Das Sicherheitsbedürfnis des Inhabers

der Schließanlage und seine Erwariung in die Sicherheit und Oualitäi

der Schließanlage werde durch das Verhalten des Beklagten massiv

enttäuscht.

Darüber hinaus sei auch ihr lnteresse als Herstelledn der Schließan-

lage, dass die Qualitäi und Sjcherheit des Originalprodukis oder eni-

sprechende Vorstellungen def Verbraucher durch den Vertrieb nicht

t2)
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beeinträchtigt werden, betroffen. Der Vertrjeb ihref Anlagenschlüssel

ohne Vorlage und Uberprüfung einer mit der Schließanlage ausge-

gebenen Sicherungskarte sei geeignet, das von ihr verfolgte

branchenübliche Sicherungskonzept insgesamt zu diskreditieren. lhr

guter Ruf werde vedetzt, denn durch das Verhalten des Beklagten sei

es ihr nicht mehr möglich, die von ihr aufgostellten strengen Sicher-

heitsanforderungen zu gewährleisten. Zugleich werde sie hierdurch in

gravierender Weise in ihren wirtschaftlichen Absatzinteressen ver-

letzt.

\4) Des Weiteren seien die Vorstellungen der Aligemeinheit, nämlich der

Verbraucher, def Polizei, der Ve.sicherungen usw. und deren Er-

wartung, dass die Schlüsseldienste das von den Schließanlagenher-

stellefn aufgestellte und in def Branche übliche Sicherheitskonzept

(Verkauf von Nachschlüsseln nur gegen Vorlage einer Sicherungs-

karte) strikt einhalten, in die Interessenabwägung miteinzubeziehen.

Die Erwartung der Allgemeinheit usw. werde durch die Nachiertigung

von Schließanlagenschlüsseln ohne Vorlage der Sicherungskarte zu-

tiefsr enttäuscht L'd ' i-1re zu einer truge-ischea S:cherfeit.

b) (1) lrn Rahmen der Bewertung, ob eine uniautere Behinderung vorliege,

spiele auch eine Rolle, ob der Handelnde sein Ziel mit weniger ein-

schneidender Wirkung erreichen könne. Dem Beklagten sei es vor-

l iegend angesichts der involvierten massiven Sicherheitsinteressen

und Sicherheitserwartungen Dritter irn Sinne einer sorgfaltsgemäßen

und verantwortungsbewussten Schlüsseldienstführung ohne weiteres

, 
zuzumuien, die Nachfertigung des Schließanlagenschlüssels von der

Vorlage der Sicherungskarie abhängjg zu machen, zumal es sich

hiefbei um einen in der Branche der Sicherheitswidschaft seit Jahf-

zehnten praktizierten Sicherheitsstandafd handele.
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(2) Def Beklagte sei auch tatsächlich in der Lage zu erkennen, ob es

sich um einen Schlüssel eine. Schließanlage handle oder nichi. Auch

bei dem Testkauf habe der Beklagte beme*t, dass es sich um einen

Anlagenschlüssel handelt. Dementsprechend habe er auf der Rech-

nung vermerkt .A rlage.scl- issel'.

Die bloße Aufnahme der Personalien der ,Käufer" sei eine völl ig

untaugliche lvlaßnahme, um sichezustellen, dass unbe.echtigte

Personen nicht in den Besitz eines Sicherheitsschlüssels gelangen.

lm Ubrigen führe der Beklagte auch entsprechende Uberprüfungen

nicht durch. So habe er sich beim Testkauf nicht den Personal-

ausweis des ,,Ermittlers" vorlegen lassen.

c) Die Abwägung der widerstreitenden Interessen führe dazu, dass das Ver-

halten des Beklagten als unlauter im Sinne des S 4 Nf. '10 UWG anzu-

sehen sei. Das Verhalten des Beklagten berge die Gefahr in sich, dass das

von ihr aufgebaute Sicherheitssystem gestört werde und dadurch Dritte zu

Schaden kornmen können. Das hier massiv beeinträchtigte Sicheheits-

interesse der Allgemeinheit überwjege bei der Interessenabwägung.

2. Der Beklagte habe darüber hinaus gegen eine ihm nach S 3 UWG obliegende

wettbewerbsf echtliche Verkehrspf licht verstoßen.

a) Durch den Ve|kauf von Sicherheitsschlüsselkopien ohne vorherige Vorlage

einer entsprechenden Sicherungskarte werde die emsthafte Gefahr be-

gründet, dass auch unberechtigte Personen jn den Besitz von Schlüssel-

kopien gelangen und hierdurch die lntefessen von anderen lrarktte]F

nehrnern in massiver Weise verletzt werden, etwa dadurch, dass Dritte

diese zur Begehung von schweren Straftaten (2.B. Einbruchdiebstahl) ein-

setzen.
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o.) Durch den Vezicht auf die Vodage der Sicherungskarte habe der Beklagte

die Gefahr begründet bzw. erhöht, dass der angefertigte Nachschlüssel zu

illegalen Zwecken, einschließlich Straftaten schwerster Art, verwandt

werden könne. Das sei unlauter. Denn der Beklagte sei durch ihm zumut-

bare Möglichkeiten, nämlich der Kontrolle der Legitimation des Schlüssel-

bestellers durch Vodage der Sicherungskarte, in der Lage, diese Gefähr-

dung zu begrenzen. Die zu fordernde Kontrolle durch Vorlage und Prüfung

der Sicherungskarte sei dem Beklagten auch möglich und zumuibar.

3 . Die für den Unterlassungsanspruch

gefahr bestehe. Diese werde durch

werbsverstoß indizieri.

erfordediche Begehungs-,^/Viederholungs-

den von Beklagten begangenen Wettbe-

ll. Anspruch auf Schadensersaefeststellung:

Der Beklagte habe bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt erkennen

können und müssen, dass der Vertrieb von Kopien von Sicherheitsschlüsseln ohne

gleichzeitige Vorlage einer Sicherungskarte angesichts der hierdurch beeinträchtigten

Interessen Dritter wettbewerbswidrig sei. Damit sei der Antrag auf Schadensersatz-

feststellung begründet.

l l l . Auskunftsansoruch:

Es enispreche der Lebenserfahrung, dass ihr durch den Vertrieb der streitgegenständ-

lichen Nachschlüssel an Dritte ein Schaden entstanden sei bzw. noch entstehe, den

sie indes erst nach Erteilung der Auskunft beziffern könne.

lV. Zahlungsanspruch:

1. Der Beklagte schulde ihr gemäß S 12 Abs. '1 S. 2 UWG bzw. S I UWG die Er-

stattung der durch die anwalil iche Abmahnung vom 06.10.2010 entstandenen

Kosten, die sich bei einem Gegenstandswed von 50.000,00 EUR bei einer



gerechtfertigten 1 ,3-Geschäftsgebühr zuzüglich Auslagenpauschale auf insge-

samt 1.379,80 EUR beliefen.

Der Zinsanspruch resuliiere aus SS 286 Abs. 1, Abs. 2 Ziff. 'l , 288 Abs. 1 BGB.

Der Beklagte befinde sich hinsichtlich der Kosten des Abmahnschreibens vom

06.10.2010 seit dem 2'1.10.2010 in Verzuq.

Die Kläaerin beantraqt.

 t .

den Beklagten zu verurieilen, es bei Meidung eines für jeden Fall der
Zuwiderhandlung fäll igen Ordnungsgeldes jn Höhe von bis zu EUR
250.000,00, ersatzweise Ordnungshaft oder von O.dnungshaft bis zu
6 lvlonaten. zu unterlassen,

im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs Kopien von
Schlüsseln einer von der Klägerin stammenden Schließanlage, ins-
besondere des Schließanlagensysiems DOIVI RS Sigma, für die eine
Sicherungskarte ausgestelit worden ist, zu verkaufen, ohne sich zu-
vor die zur Schließanlage gehörende Sicherungskarte vorlegen zu
lassen;

festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin im Hin-
blick auf Handlungen gemäß Ziffer l. jeden Schaden zu ersetzen, der
ihr entstanden ist oder zukünftig noch entstehen wird;

den Beklagten zu verurteilen, bezüglich Handlungen gemäß Ziffer l.
Auskunft zu erteilen über

a. Menge der hergestellten und verkaLften Nachschlüssel.
b. VerkaufsDreise.
c. den erzielten Umsatz;

lV. den Beklagten zur Zahlung von EUR '1.379,80 nebst Zinsen hieraus
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seii dem
21.10.2010 an die Kläqerin zu verurteilen.
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Der Beklaqte beantraqt,

die Klage abzuweisen.

Er trägt vor:

l. Unterlassungsanspruch:

Ein Unterlassungsanspruch stehe der Klägerin nicht zu.

1 . Sein Verhalten verstoße nicht gegen SS 3, 4 Nr. '10 UWG.

Es obliege nicht ihm, das Systern der Klägerin sicher zu machen. Die

von der Klägerin aufgezeigten Gefährdungen der Nutzer und der

Eigentümer bestünden nicht nur bei ,,Schließanlagen", sondern auch

bei,,Normalschlössern".

Wenn die Klägerin ihren Käufern Sicherheit verspreche, müsse diese

für die entsprechende angepriesene Sicheüeit selbsi sorgen. Das

sei der Klägerin auch möglich und zumutbar. Es gebe Schließ-

anlagensysteme, bei denen es ausgeschlossen sei, mittels des Profll-

fräsautomaten der Firma Easy Entrie Bosch Nachschlüssel herzu-

stellen. Das habe die Klägerin auch eingeräumi. Als die Klägerin im

Jahre 2008 das konventionelle Schließanlagensystem DOM RS

Srgma au'den Markt gebracht l-abe. se, ihr bekannt gewesen. dass

durch den Profilfräsautomaten der Firma Easy Entrie Bosch hierfür

Nachschlüssel hergestellt werden können. Damit habe die Klägerin

die ,Sicherheitslücke" in Kauf genommen.

Die Ausgabe von Sicherungskarten gaukle eine entsprechende

Sicherheit nur vor. Tatschlich seien diese Sicherungskarien nicht im

Besiiz der Eigentümer/Nuizer, sondern der Schlüsseldienste, deren

a) 1 1 \

(2)

(3)



o)

sich die Beklagte zur Herstellung von Nachschlüsseln bediene. Damit

habe die Klägerin die Kontrolle über das von ihr angeblich sichere

Sicherungskartensysiem aus der Hand gegeben.

(4) Auch das Bestellsystem der Klägerin sei nicht sicher. Jeder, der im

Besitz eines Schlüssels sei, kenne die Nummer der Sicherungskarte,

die identisch sei mit der Nummer auf dem Schlüssel. Dadurch sei
jeder, der sich die Nummer auf dem Schlüssel gemerkt habe, in der

Lage, einen Nachschlüssel über die von der Klägerin beauftragten

Schlüsseldiensie zu bestellen. Eine durchgehende Kontrolle und Auf-

rechterhaltung der Sicherheit durch das Sicherungskaftensystem sei

nicht gewährleistet. Auch sei die Kontfolle durch die von der Klägerin

beauftragten Schlüsseldienste lückenhafi. Die Sicherungskarte

könne auch einfach gefälscht werden.

Die Klägerin sei für die von ihr angepriesene Sicherheit selbst ver-

antwortlich. Daher habe sie zunächst alle l\4aßnahmen zu efgreifen,

die hierfür erforderlich seien. Dazu sei die Klägerin aber nicht bereit.

So habe die Firma Easy Entrie Bosch den Schließanlagenherstellern

bereits im Jahte 2OO2 angeboten, eine zentrale Sicherheits-

datenbank einzurichten und Gespräche über die Ad der Ausge-

staltung der Sicherheitsdaienbank angeboten (ugl. B 2,8l�.219-223

d.A.). Das habe die Klägerin abgelehnt. Der Grund sei, dass sich die

Klägerin den lvlarkt für Nachschlüssel sichern wolle. Sie wolle ihn

monopolisieren. Deshalb verlange sie für einen Nachschlüssel auch

ca.50 ,00  EUR.

Es sei ihm tatsächlich nicht möglicli festzustellen, ob es sich um

einen Schlüssel einef Schließanlage oder um einen Schlüssel für ein

Normalschloss handle. Denn die Klägerin vertreibe Schließzylinder

von Schließanlagensystemen auch als Einzelschloss.

(1 )

12)



c) Die Abwägung der gegenseitigen Interessen führe daher nicht zu einer

Unlauterkeit. Von einer Störung einer bestehenden Sicherheit könne nicht

die Rede sein. Die Klägerin beschwöre dies zwar wortstark. Damit lenke

sie aber davon ab, dass eine Unlauterkeit nur dann vorliege, wenn die

Klägerin nicht mehr in der Lage wäre, ihre Leistungen auf dem Markt in

angemessener Weise zur Geltung zu bringen. Davon könne indes keine

Rede sein.

2. Eine wettbewerbsrechtliche Verkehrspflicht gebe es nicht. Die Klägerin verweise

insofern auch nur auf eine ,,täterschaftliche Verantwortung", um hierdurch ver-

meintl ich zu belegen, dass er Schuldner der hier streitgegenständlichen An-

sprüche sei. Darum gehe es aber nicht. Entscheidend sei, dass keine wett-

bewerbsrechtliche Anspruchsgrundlage für die geltend gemachten Ansprüche

existiere. Es fehle an einer gezielten Behinderung, so dass die Frage, inwiefern

eine gezielte Behinderung ihm ang€lastet werden könne, ersichtl ich keine Rolle

splele.

 . - tv.

Da ein Unterlassungsanspruch der Klägerin nicht gegeben sei, seien auch die ver-

folgten Ansprüche der Klägerin auf Schadensersatzfeststellung, Auskunft und Er-

stattung der Abmahnkosten unbegründet.

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf die gewechselten Schriftsätze

nebst Anlagen sowie auf das Sitzungsprotokoll vom 11.01.2011 verwiesen.

Die Kammer hat Beweis erhoben durch Vernehmung der Zeugen Eberhafd Gaus und

lvlichael Coenen. Hinsichuich des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das

Sitzungsprotokoll vom'1'1. Januar 201l (Bl. 341-353 d.A.) Bezug genommen.
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Entscheidungsgründe

Die Klage ist nicht begründei, da der Klägerin ein Unierlassungsanspruch gegenüber

dem Beklagten weder aus SS 3,4 Nr. 10 UWG noch aus anderen Rechtsgründen zu-

steht.

1. Ein Unierlassungsanspruch nach SS 3, 4 Nr. 10 UWG, auf den sich die Klägerin

primär stützt, setä außer einem konkreten Wettbewerbsverhältnis (S 2 Abs. 1

Nr.3 UWG) und einer geschäftl ichen Handlung (S 2 Abs. 1 Nr. 1 UWG), die

hier nicht in Zweifel stehen, eine gezielte Behinderung eines Mitbewerbers

voraus.

a)

ol

Eine Behinderung liegt nach dem Wortsinn in jeder Beeinträchtigung der

lnteressen von l\4itbewerbern. Dies allein kann nicht unlauter sein. Denn

Konkurrenz ist Teil des Leistungswettbewerbs. Solche Beeinträchtigungen

sind wettbewerbskonform. Eine unlautere Behinderung setzt daher,,mehl'

voraus.

Dieses,,Mehi' kann darin l iegen, dass die geschäftl iche Handlung nicht der

Förderung eigenen Wettbewerbs dient, sondern bei objektiver Würdigung

der Umstände in erster Linie auf die Beeinträchtigung der wettbewerblichen

Entfaltung des lMitbewerbers gerichtet ist (vgl. BGH GRUR 2007, 800

Tz23 - Außendienstmitarbeiter; BGH GRUR 2008, 621 Tz 32 - Groß

Akademiks). So l iegt es hier nicht. Das Anfertigen von Nachschlüsseln,

auch für Schließanlagensysteme der Klägerin, dient den EMerbs-

inte.essen des Beklagten und ist daher nicht bereits unter diesem Ge-

sichispunkt unlauter.



c) Die Unlauterkeit einer Behinderung kann sich aus den Folgen der ge-

schäftl ichen Handlung ergeben, z.B. dann, wenn diese bewirkt, dass der

l\ritbewefber seine Leistungen am l\4arkt durch eigene Anstfengung nicht

mehr jn angemessenef Weise zur Geltung bringen kann (BGH GRUR

2007, 800 Tz 23 - Außenoie.srmiraöeiter). Auch das ist nicht festzusteller.

Die Klägerin bietet unterschiedliche Schließanlagensysteme an, u.a.

solche, bei denen Nachschlüssel vom Beklagten nicht mjttels der Profi l-

fräsmaschine der Fifma Easy Entrie Bosch angefertigt werden können. Die

KIägerin ist durch die Tätigkeit des Beklagten auch nicht gehindert,

Schließanlagensysteme, bei denen der Beklagte Schlüssel nachfertigen

kann, zu vertreiben. Dass hierdurch ggf. die SicherheitseMartungen der

Verbrauchef beeinträchtigt werden, ist davon abhängig, welche Aussagen

die Klägerin über ihre jeweii igen Schließanlagensysteme in Bezug auf die

Sicherheit trifft und welche Vorkehrungen sie hierzu getroffen hat. Dabei

a i lt:

Die Anfertigung von Schlüsseln (Ersatzteilgeschäft - nicht Einschle-

ben in eine fremde Serie) auch von Schließanlagensystemen, ist

mangels Sonderrechtsschutz grundsätzlich lauter und im Sinne des

Leistungswettbewerbs, der durch Konkurrenz beflügelt und grund-

sätzlich positiv beeinflusst wird.

Es ist grundsätzlich Aufgabe der Klägerin als Anbieterin von Schließ-

anlagen dafür Sorge zu tragen, dass ihre Angaben in Bezug auf die

Sicherheit der jeweil igen Schließanlagensysteme zutreffend sind.

Ansonsten wären ihre Werbeangaben irreführend und unlauter.

(1 )

\2 )

Daraus foLgt: Durch die Angaben, die die Klägerin in Bezug auf die

Sicherheit ihrer Schließanlagensysterne trifft, ist eine Unlauterkeit des

Handelns des Beklaoien nicht abzuleiten.



e)

Ein relevantes Argument im Rahmen der vorzunehmenden Gesamt-

würdigung und Abwägung der widerstreitenden Interessen ist das Sicher-

heiisbedürfnis der Nutzer und der Allgemeinheit. Dass ein solches besteht,

ist nicht zweifelhafi. Kein Schlüsselinhaber wil l {kann wollen). dass unbe-

rechtigte Dritte in der Lage sind, sich Nachschlüssel anfertigen zu lassen.

Die Frage ist aber, ob durch die Tätigkeit des Beklagten dieses Sicher-

heitsbedürfnis 'n wettbewerbsrechtiich relevanter Weise beeinträchtigt wird

mit der Folge, dass der Beklagie wettbewerbsrechtlich verpflichtet ist, sich

bei Schlüsseln einer Schließanlage der Klägerin die Sicherungskarte vor-

legen zu lassen. Dabei gelten auch die hier lnter l i t. c) (1) und {2) aufge-

stellten Grundsätze. Danach unterliegt es der Innovation der Schließ-

zylinderhersteller, die entsprechenden sicheren Schließanlagensysteme zu

schaifen oder die Umworbenen auf die bestehenden Sicherheitslücken und

deren lvlinlmierung hinzuweisen. Ein Anspruch der Schließzylinder darauf,

dass durch ihr,,Dikiat" die Schlüsseldienste die ,,besiehenden Sicherheits-

lücken" zu schließen haben, besteht grundsätzlich nicht. Es gibt keine un-

mittelbare gesetzliche Grundlage, die bestimmt, dass Schlüsseldienste

verpflichtet sind, sich vor/bei Anfertigung eines Nachschlüssels für eine

Schließanlage eine Sicherungskade vorlegen zu lassen. Die Schließ-

zylinderhersteller können ggf. vertraglich ihre Abnehmer verpflichien,

Nachschlüssel nur gegen Vorlage einer Sicherungskarte zu erwerben.

Solche vertraglichen Regelungen haben eine keine Drittwirkung. Damit

besteht grundsätzlich keine Verpfllchtung von Schlüsseldiensten, sich

Sicherungskarten bei der Nachfertigung bzw. beim Verkauf vorlegen zu

lassen.

Etwas anderes könnte allenfalls dann gelien, wenn die Vorlage der

Sicherungskarte unabweisbar wäre, das Sicherungsbedürfnis der Nutzer

der Schließanlage sicheeusiellen und deshalb die grundrechtlich ge-

schützte Betätigungsireiheit der Schlüsseldienste zurückzustehen hätten.

Dagegen spricht, dass grundsätzlich jeder selbst für die gewünschte

Sicherheit zu sorgen hai und das Nichtvorlegenlassen einer Sicherungs-

kafte nicht pef se gegen konkret beschriebene rechtl iche Norminhalte



versiößt. Denn eine Norm, die dieses konkret regelt, gibt es nicht. Eine

entsprechende Verpflichtung der Schlüsseldienste kann daher nur aus

einer Interessenabwägung hergeleiiet werden, wobei zu klären wäre, ob

gleichwertige, überwiegende oder ganz überwiegende Interessen pro

Sicherheit vorauszusetzen sind. Das kann hier dahingestellt bleiben. Denn

die vorzunehmende Interessenabwägung ergibt kein Übefgewicht zu-

gunsten der KIägerin.

Bei der lnteressenabwägung sind zu bedcksichtigen zugunsten der

Klägerin:

ia) Das Sicherheitsinteresse der Nutzer und def Allgerneinheit.

Allerdings ist das kein wettbewerbsrechtliches Schutzgut. Bei

einem funktionellen Verständnis des Wettbewerbsrechts werden

die Interessen der Verbraucher am Leistungswettbewerb ge-

schützt. Die Verbraucher/Nutzer werden jedoch durch die Tätig-

keiudas Verhaiten des Beklagten weder irregeführt noch un-

sachlich angelockt. Auch das lnteresse der Allgemeinheii bezieht

sich nur auf einen unverfälschten Wetibewerb (vgl. Ernst in juris

PK-UWG, 2. Auil., S 1 Rn. 1'1). Das unmitielbare Sicherheits-

interesse der Nutzer und der Allgemeinheit l iegt damit außerhalb

des Schutzzwecks des Wettbewerbsrechts.

(b) lhr lnteresse an der Qualität der Schließanlagen. Das ist aber ihr

ureigenste Aufgabe und nichi die des Beklagten.

(c) lhr lnteresse an ihrem Ruf. Aber auch hier gilt: lhr Ruf ist nur

beeinträchtigt durch ihre eigenen Angaben zur Sicherheit. Wenn

diese nicht zutreffen, fällt dies zu Recht auf sie zurück. Die

Klägerin kann ihre Verantwortung für die Sicherheit der Schließ-

anlagen nicht dem Beklagten zuschreiben. Das Gleiche gilt 'ür

das Argumeni der Klägerin, ihre Hauptware werde durch das
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Vefhalten des Beklagten entwertei. Soweit sich die Klägein auf

das Urteil des OGH vom 26.02.1991,4 Ob 8/91, beruft (vgl.

K17, Bl. 160-164 d.A.), ist ihr entgegenzuhalten, dass dieser

Entscheidung an anderer Sachverhalt zugrunde lag. Der OHG

Wien hat eine Unlauterkeit bejaht, weil der Schlüsseldienst das

Ersatzteil ,,minderwertig" hergestellt hat, nämlich so, dass der

nachgefertigte Schlüssel nicht nur die bestimmungsgemäßen

Schließzylinder öffnete, sondern weitefe Türen. So liegt der Fall

hier aber nicht. Es geht hier nicht darum, dass der Beklagte den

Nachschlüssel qualitativ minderwertig herstellte, sondern um

das Sicher'reitssysrem der Kläge'in.

(d) Die tatsächliche Möglichkeii des Beklagten, im Rahmen des ihm

Zumutbaren für eine hinreichende Sicherheiiz zu sorgen. Diese

lvlöglichkeiien bestehen iaisächlich. Der Beklagte hat aufgrund

der Schlüsselnummer erkannt, dass es sich bei dem nachzu-

fertigenden Schlüssel um einen Schlüssel einer Schließanlage

handelt. Das'Vorlegenlassen einer Sicherungskade" edordert

keinen erheblichen Zeitautuvand. Dadurch wird die ,,Sicherheits-

lücke" aber nicht gänzlich geschlossen. Denn die Klägerin wird

von der Nachschlüsselfertigung nicht infofmiert. Sie kann daher

ihren Schließplan und ihre Sicherungskarten ncht auf dem

aktuellsten Stand halten- Sie weiß also nicht, wie viele Schlüssel

einer Schließzylinderanlage iaisächlich jm Umlauf sind.

t2) ZugJnsten oes Beklagten st zJ berücksichrigen

(a ) Sein widschaftliches Inieresse an uneingeschränkter wirtschaft-

l icher Betätigung.

Möglichkeiten der Klägerin, ejgenständig über die ausfeichende

Sicheüeit der von ihr verkauften Schließanlagensysteme zu

sorgen. Solche Möglichkeit bestehen einerseits deshalb, weil es

(b)



Schließanlagensysteme gibt, für die Nachschlüssel auch nicht

mittels eines Profilfräsautomaten hergestellt werden können und

andererseits deshalb - wenn auch ggf. nicht ganz so hinlänglich -

durch Hinweis an ihre Nutzer, dass die Sicherheit des Schließ-

systems nur dann gewähdeistet ist, wenn Nachschlüssel nur

durch von der Klägerin autorisierte Schlüsseldienste angefertigt

werden. Dabei stellt sich die Frage der Vereinbarkeit mit Kartell-

recht. Das System der Klägerin muss diskriminierungsfrei ange-

leot sein.

(c) Eventuelle Nachlässigkeiten der Klägerin ihrerseits in der

Kontrolle des Sicherheiissystems und ihrer Vertragspartner

(Schlüsseldienste).

Angeboi der Firma Easy Entrie Bosch, der Herstellerin und Ver-

treibein der Profilfräsautomaten an die KIägerin, an einem

slcheren System mitzuwirken, das die Kläoelin abgelehnt hat.

ln Zusammenhang mit (a): Umiang der Beeinträchtigung der

wirtschaftlichen Betäiigung durch entsprechende Kontrollen.

Insoweit stellt sicfi zudem die Frage nach der Effizienz der

Kontrolle. Denn je weniger Informationen der Beklagte hat, desto

weniger hinreichend sicher sind seine Kontrollen, auch bei An-

nahme einer Verpflichtung zur Vorlage der Sicherungskarte.

ln Bezug auf das Schließanlagensystem DOM RS Sigma, dass

das Schließanlagensystem erst im Jahre 2008 auf den l\/arkt

kam und zu diesem Zeitpunkt der Klägerin bekannt war, dass

mittels des Profllfräsauiomaten Nachschlüssel bei konven-

tionellen Schließanlagensystemen hergestellt werden können.

Insoweit hai sich die Klägerin trotz Kenninis der 'Sicherheiis-

lücke" entschieden, ein System zu vertreiben, das tatsächlich

( d )

teJ

(f)

Sicherheitslücken au6,veist.
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{g) Ungeklärter Umfang der Bestellung von Nachschlüsseln durch

unberechtigte Personen. Der vorliegende Testkauf beweist einen

solchen Fall nicht. In wie vielen Fällen tatsächlich unberechiigte

Personen Nachschlüssel bestellen, hat die Klägerin nicht dar-

gelegt. Gleichwohl ist nichi zu verkennen, dass ein abstraktes

Sicherungsbedürfnis besteht.

Die Abwägung der dargestell ien Interessen einzeln und insgesamt

ergibt kein Ubergewicht def wettbewerbsfechtlich schuizwürdigen

lnteressen der Klägerin. Dies ergibt sich hinsichilich des Schließan-

Iagensystems DOI/I RS Sigma bereiis daraus, dass die Klägerin

dieses Schließanlagensystem erst im Jahre 2008 auf den lvlarkt

brachte und zu diesem Zeitpunkt bereits übef die ,,Sicherheitslücke"
informiert war. Bei diesef Sachlage kann sie nichi erwarten, dass

nicht vertraglich an sie gebundene Schlüsseldiensie die von jhr be-

wusst hingenommene,,Sicherheiislücke" schließen.

Aber auch hinsichtlich der Allschließsysteme vefdient die Klägerin

letztlich keinen wettbewerbsrechtlichen Schutz. Das Anfertigen von

Nachschlüs6eln durch den Profi lfräsautornaten, einer technischen

Innovation, ist wettbewerbsrechtlich zulässig. Der Benutzer einer

solchen Profilfräsmaschine darf zwar die Hauptware nicht entwerten,

indem er ,,minderwertige" Nachschlüssel herstellt. Darum geht es

aber nicht, wie bereits oben ausgeführt wurde. Der nicht vertraglich

an die Klägedn gebundene Schlüsseldienst ist aber wettbe-

werbsrechtlich nichi verpflichiet, Lücken im'Sicherheitssystem" der

Klägerin zu schließen. Ein entsprechendes Sicherheitssystem liegt

zwar im lnteresse der Allgemeinheit. Eine entsprechende Norm, die

eine Uberprüfung durch den Schlüsseldienst anordnet, gibt es aber

nichi.
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Es ist daher die ureigenste Aufgabe der Klägerin, ihr Sicherheits-

system den technischen Innovationen (dem Profi lfräsautomaten) an-

zupassen. Insoweit stehen ihr vertragliche Verhandlungen mit allen

Schlüsseldiensten frei. Wenn es ihr abef nicht gelingt, aile Schlüssel-

dienste in ihr Sicherungssystem einzubeziehen, muss sie hierauf den

Verbrauchef hlnweisen. Der ErwerbetNutzer hat es dann in der

Hand, das wenigef Sicherhe;t bietende Schließanlagensystem nicht

zu kauien oder die ..Sicherheiislücke" hinzunehmen und es durch ver-

tragliche Vereinbarungen mii den Nuizern bzw. durch eigenes Ver-

halten, nämlich Bestellung von Nachschlüsseln nur über autorisiefte

Schlüsseldienste, seinerseits zu schließen. Die Klägefin ist es die die

entsprechende Sicherheit verspricht. Sie hat sie dann auch zu ge-

währieisten. Eingriffen ist das Sicherheitssystem durch innovative

ldeen, z.B. durch die Profi lfräsmaschine, hat die Klägerin durch Foft-

entwicklung lhres Sicherheitssysiems zu begegnen. Durch den Profi l-

fräsautomaten ist zwar die Gefahr, dass Dritte unberechtigt Nach-

schlüssel bestellen, in gewisser Weise erhöht worden. Das setzt aber

voraus, dass Ditte tatsächlich unberechtigt Nachschlüssel bestellen.

Für deren Verhalien ist der Beklagte wettbewerbsfechtlich nicht ver-

antwortl ich. Die Forderung der Klägerin, der Beklagte möge sich vor

dem Verkauf eines Nachschlüssels die Sicherungskarte vodeg'on

lassen. schließt die entstandene Sicherheitslücke auch nicht voll-

siändig. Denn die KIägerin weiß auch ln diesen Fällen nicht, wie viele

Schlüssel einer Schließanlage tatsächlich im Umlauf sind. Der

Schließplan und ihre Sicherungskarten sind auch dann nicht aktuell.

Bei Berücksichtigung aller Umstände ergibt sich kein Ubergewicht

der zugunsten der Klägerin zu berücksichtigen Umstände. Der Be-

klagte ist daher wettbewerbsrechtlich' nichi verpflichtet, sich vor bzw.

beim Verkaui eines Nachschlüssels eine Sicherungskarte vorlegen

zu lassen.
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Der Schadensersatzfeststellungsanspruch der Klägerin, der Auskunftsanspruch und

der Anspruch auf Erstattung der Abmahnkosien setzt einen Unterlassungsanspruch

der Klägerin voraus. Da dieser - wie dargelegt - nicht besteht, sind auch diese An-

sprüche unbegründei.

l  .

Die Kostenentscheidung beruht auf SS 91, 269 Abs. 3 S. 2 ZPO.

Die Entscheidung über die vo äufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus S 709 ZPO.

Den Streitwert hat die Kammer auf insgesamt 50.000,00 EUR bemessen. Das wurde

mit defr Parleieftim-T€rfüin erfiert Beide-Parteien habendiesa€feitwertfestsetzung

als angemessen erachtet. Dem ist die Kammer gefolgt.

gez. Helferich
Vors. Richter am Landgericht

gez. Braun
Handelsrichte.

gez. Mauß
Handelsrichter

utkundsbeantin det Ge schäft sstele
Uln, den 11. Febtuar 2A11
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